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EINLEITUNG

Die Lage der Partei DIE LINKE ist durch einen schreienden Widerspruch 
geprägt: Sie verfügt über ein starkes Potenzial und ist doch schwach. 
Das Potenzial der Partei DIE LINKE liegt bei knapp einem Fünftel der 
Wahlbevölkerung. Sie hat in den letzten zehn Jahren 30.000 neue, vor-
nehmlich junge Mitglieder gewonnen. Ihre sozialen Forderungen wie 
die, den Pflegenotstand zu beenden und Krankenhäuser gemeinnüt-
zig auszurichten, die Mieten bezahlbar zu machen, eine Mindestrente 
von 1.200 Euro einzuführen und den öffentlichen Nah- und Fernver-
kehr im Rahmen neuer Mobilitätskonzepte zu fördern, werden breit 
unterstützt. Die Suche nach Alternativen zum Kapitalismus ist für mehr 
als ein Drittel der Bevölkerung wichtig. Trotzdem haben sich viele, die 
DIE LINKE in der Vergangenheit gewählt haben, von ihr abgewandt. 
DIE LINKE ist in wesentlichen Teilen der Gesellschaft kaum oder nicht 
präsent. In den zentralen Fragen der letzten Jahre (Migration, Klima, 
Corona) war DIE LINKE vielstimmig, uneindeutig und damit uninter-
essant für die Bürger*innen. Die Verluste bei Wahlen betreffen alle lin-
ken Wählergruppen. Je länger dies so ist, umso wahrscheinlicher wird 
ihr völliger Niedergang. Der Widerspruch zwischen dem vorhandenen 
Potenzial für eine linke sozialistische Partei und der realen Kraft der Par-
tei DIE LINKE stellt ihre Existenz infrage.

Im Weiteren werden zehn Herausforderungen skizziert, denen sich 
DIE LINKE bei ihrem Erneuerungsprozess stellen muss, will sie die 
Kluft zwischen dem realen Potenzial einer linkssozialistischen Kraft 
in Deutschland und der Umsetzung dieses Potenzials in Gestaltungs-
macht schließen.
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ERSTE HERAUSFORDERUNG: 
STRATEGISCH ORIENTIERTE 
FÜHRUNG HERSTELLEN

Der Partei DIE LINKE fehlt seit Jahren ein strategisches Zentrum. Oft 
schien es so, als ob Bundespartei und Fraktion im Bundestag völlig unter-
schiedliche Parteien vertreten würden. Dabei kam es zu dem paradoxen 
Phänomen, dass einerseits dauerhaft öffentlich gestritten wird, dabei 
aber Richtungsentscheidungen nicht getroffen werden. Zugleich kam die 
selbstzerstörerische Tendenz Einzelner zur Geltung, Parteibeschlüsse be-
reits am selben Tag, an dem sie getroffen wurden, für irrelevant zu erklä-
ren und die Grenzen solidarischer öffentlicher Kritik massiv zu verletzen. 

DIE LINKE wird von drei Teilprojekten geprägt: a) einem linkssozialdemo-
kratischen Projekt (vor allem im Westen), mit einem auf die soziale Frage 
fokussierten linkspopulistischen Flügel sowie mit einer pragmatischen, 
linksgewerkschaftlichen Strömung um die alte WASG; b) einer Bewe-
gungslinken als Bezugspunkt für die jüngeren und aktivistischeren Tei-
le der Partei, die einen überwiegenden Teil der neu eingetretenen Mit-
glieder an sich bindet, mit einem radikal-oppositionellen Flügel sowie 
einem pragmatisch linksradikalen Flügel, der sich für eine verbindende 
Klassenpolitik wie auch für ein rebellisches Regieren einsetzt; c) einem 
Reformerlager (vor allem im Osten) mit drei Flügeln: einem sozialdefensi-
ven Flügel, einem offen sozialliberalen Flügel sowie einer pragmatischen 
Regierungslinken. Alle drei Teilprojekte stehen bisher aber zu unverbun-
den neben- und teilweise gegeneinander. In allen drei Teilprojekten lassen 
sich auf praktische Politik orientierte, pragmatische Gruppen identifizie-
ren. Diese können für den Prozess der Stabilisierung und Neuaufstellung 
der Partei in einer Art neuen Partnerschaft einen wesentlichen Beitrag lie-
fern (dies bedeutet allerdings auch, alte blockierende Bündniskonstella-
tionen zu überwinden). 

Der Aufbau eines strategischen Führungszentrums, basierend 

auf der Einheit von Bundespartei und Bundestagsfraktion, ist 

die nächste und dringlichste Aufgabe, deren erfolgreiche Be-

wältigung die Ausgangsbedingung dafür ist, um alle weiteren 

Herausforderungen anzugehen. Dies muss 2022 gelingen, wenn 

DIE LINKE noch eine Zukunft haben soll.
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ZWEITE HERAUSFORDERUNG: 
AUF DEN MARKENKERN 
BESINNEN – MODERNE SOZIALIS­
TISCHE GERECHTIGKEITSPARTEI 

Es gibt eine Trias von Forderung nach Gerechtigkeit, Schutz der natür-
lichen Lebensbedingungen und grundlegender Umgestaltung der Ge-
sellschaft. Gerechtigkeit ist ein moderner, nach vorn weisender Wert. Er 
vereint Freiheit, Gleichheit und Solidarität, besteht auf der gleichen Wür-
de jedes Menschen. 96 Prozent der Bürger*innen sind der Auffassung, 
dass der Wohlstand in Deutschland nicht gerecht verteilt ist, 80 Prozent 
machen sich große Sorgen, dass der Klimawandel die Lebensgrundlagen 
zerstört, und 72 Prozent wünschen sich einen grundlegenden Wandel (auf 
Basis von Infratest dimap Hoff 2022a: 51; Hoff 2022b: 12f.). DIE LINKE  
bezieht sich zwar auf Gerechtigkeit als ihren Markenkern, doch wird ihr 
kaum Kompetenz zugeschrieben, diese praktisch durchzusetzen. Bei kei-
nem der wichtigsten politischen Themen wird ihr von mehr als einem 
Zehntel der Wähler*innen Lösungskompetenz zugetraut – in der Umwelt- 
und Klimapolitik sind es nur drei Prozent, in Fragen der Wirtschaftspolitik 
ist es gar nur ein Prozent, bei der Digitalisierung sind es zwei Prozent. So-
weit der Partei überhaupt Kompetenz oberhalb ihres desaströsen Wahl-
ergebnisses attestiert wird, dann betrifft dies die Altersversorgung sowie 
die Flüchtlingspolitik (jeweils sechs Prozent), die Familienpolitik und Kin-
derbetreuung (acht Prozent) sowie als höchstem Wert (neun Prozent) den 
Kampf für angemessene Löhne (infratest dimap, nach Kahrs 2021: 15).

DIE LINKE versteht sich als moderne sozialistische Gerechtigkeitspartei, 
weil ihr Ziel eine gerechte Gesellschaft ist, in der jede und jeder Zugang 
zu den Grundbedingungen eines freien Lebens hat und Leistung für die 
Gesellschaft gefördert und anerkannt wird. Eine solche Gesellschaft ist 
im Kapitalismus unmöglich. Deshalb strebt DIE LINKE grundlegende Ver-
änderungen bei den Eigentums- und Machtstrukturen sowie der interna-
tionalen Ordnung an. Es geht um radikale Reformprojekte – um Projekte 
einer doppelten Transformation im Kapitalismus über ihn hinaus (Klein 
2014 u. 2018). Damit verfolgt DIE LINKE eine «revolutionäre Realpolitik» 
(Luxemburg 1979: 373), die sich für radikale Reformen einsetzt, die die 
Gesellschaft grundlegend umgestalten. Diese Projekte haben eine so-
zialistische Dimension. Es geht um den Ausbau gemeinwirtschaftlicher 
Sektoren und um die öffentliche Daseinsvorsorge sowie Infrastruktur, um 
die Planung der sozialökologischen Transformation, die umfassende Ab-
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sicherung sowie Stärkung von Wirtschaftsdemokratie und solidarischer 
Teilhabe und um weitereichende Solidarität. Ziel ist ein Systemwechsel: 
Das System der Ausbeutung der Natur soll durch ein System des Lebens 
mit der Natur abgelöst werden, das System der Dominanz von Kapitalver-
wertung über die Wirtschaft und Gesellschaft durch ein System solidari-
scher Entwicklung auf der Basis von Freiheit und Gleichheit und das Sys-
tem imperialer Politik durch ein globales System der Kooperation. 

Es sollte das Ziel der Partei DIE LINKE sein, folgenden Markenkern 

zur Geltung zu bringen:

1. DIE LINKE ist eine moderne Partei der sozialen Gerechtigkeit, 

2. DIE LINKE ist eine Friedenspartei und 

3. DIE LINKE ist eine sozialistische Partei.
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DRITTE HERAUSFORDERUNG: 
SICH ALS PARTEI DES SOZIAL­
ÖKOLOGISCHEN SYSTEM­
WECHSELS UND ALS FRIEDENS­
PARTEI POSITIONIEREN

Eine der wichtigen Lehren der vergangenen Jahrzehnte lautet: Die Nie-
derlagen der politischen Linken rühren aus ihrer Unfähigkeit, Epochen-
umbrüche zeitnah und in ihrer Tiefe zu erkennen und strategisch zu 
verarbeiten. Es fehlt vor allem ein Verständnis der ökonomischen Umwäl-
zungen und Strukturveränderungen der Primärverteilung des Reichtums 
der Gesellschaft. In der Bundesrepublik ist eine Vollerwerbsgesellschaft 
mit einem großen Sektor prekärer proletarisierter Beschäftigung entstan-
den. Zugleich ist zu begreifen, dass es Angst gibt – Angst vor dem sozia-
len Abstieg und vor Verlust an Anerkennung, Angst vor Krieg, Klimakatas-
trophen und vor dem Zusammenbruch der Energieversorgung, vor neuen 
geopolitischen Umbrüchen mit unabsehbaren Folgen. 

Die Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007ff., die sich verschärfende öko-
logische Krise und die Krise der unilateral von den USA dominierten Welt-
ordnung haben ein Zeitalter hoher Unsicherheit hervorgebracht. Erstens: In 
den USA konkurriert die America-first-Strategie von Trump und Co. mit der 
Strategie einer Neubegründung des globalen Führungsanspruchs der USA 
auf erweiterter Grundlage mit selektiven Angeboten des Multilateralismus 
(Anonymos 2021), wie sie die gegenwärtige US-Administration verfolgt. 
China, Russland, Indien sowie eine Reihe von Regionalmächten verfolgen 
eigene Ansätze. Die Handlungsräume der Regionalmächte sind deutlich 
erweitert. Heftige internationale militärische Konflikte werden wahrschein-
licher und sind weniger vorhersehbar. Die Gefahr des großflächigen Ein-
satzes von Massenvernichtungswaffen bis zum Atomkrieg ist so hoch wie 
seit den frühen 1960er-Jahren nicht mehr. Ambitionierte imperiale Projek-
te, hohe Unsicherheit, starke Bedrohungsängste bilden dafür den Boden.

Zweitens: Der Kapitalismus verändert sich. Die Potenziale des US-dirigier-
ten neoliberalen Finanzmarktkapitalismus sind weitgehend erschöpft. Er 
hat eine große Fülle ungelöster Probleme hinterlassen, nicht zuletzt die 
Zuspitzung der ökologischen Krise, eine gigantische Überakkumulation 
von Kapital, hohe Staatsverschuldung, sehr begrenzte Handlungsmög-
lichkeiten der Zentralbanken und eine obszöne Zentralisation von Reich-
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tum und oligarchischer Macht. Es wird nach offensiven Antworten auf 
diese Krisen gesucht.

Auf dieser Basis haben sich eine Reihe von Strategien des gesellschaft-
lichen Umbaus herausgebildet, die mit den Begriffen reaktionär, fos-
silistisch-konservativ, sozialdefensiv, grünkapitalistisch und sozialökolo-
gisch-transformatorisch umrissen werden können (siehe Anhang). Die 
fossilistisch-konservative und die grünkapitalistische Strategie haben die 
höchste Integrationskraft und finden im aktuellen Krieg sogar teilweise 
wieder zusammen. Während die fossilistisch-konservative Strategie auch 
reaktionäre und sozialdefensive Ansätze aufnehmen kann, kann die grün-
kapitalistische Strategie gleichfalls mit sozialdefensiven Ansätzen koope-
rieren und bietet zugleich emanzipatorischen sozialökologisch-transfor-
matorischen Strategien Anknüpfungspunkte (siehe Abb. 1). 

In den aktuellen Auseinandersetzungen überschneiden sich in sehr wi-
dersprüchlicher Weise (1) der sozialökonomische Konflikt Markt vs. So-
zialstaat/Umverteilung, (2) der Konflikt progressiv-libertäre vs. konser-
vativ-autoritäre Linie (siehe nicht zuletzt die Debatte um #MeToo und 

Dritte Phase: Verfes-
tigung von Projekten
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Abbildung 1: Die organische Krise des neoliberalen Finanzmarkt­
kapitalismus, bisherige Phasen und aktuelle Strategien

Quelle: eigene Darstellung
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sexistische Grenzüberschreitungen), (3) der Konflikt ökologisches Moder-
nisierungsprojekt vs. Verteidigung der fossilistischen Produktions- und 
Lebensweise und (4) der Konflikt zwischen einem Projekt der Aufrüstung 
und einer neuen globalen Blockkonfrontation mit Russland und China auf 
der einen und einer neuen globalen wie europäischen Sicherheitsarchi-
tektur auf Basis einer postfossilen und gerechten Weltwirtschaft auf der 
anderen Seite. 

Mit der «Ampel» regiert in der Bundesrepublik eine Koalition, deren zen-
trales wirtschaftspolitisches Vorhaben eine grünkapitalistische Moderni-
sierung ist (Wolf 2021: 3f.). Dies wird flankiert von einer transatlantischen 
Ausrichtung der Bundesrepublik, die durch den Ukraine-Krieg noch ver-
stärkt wird und eine starke militärische Komponente hat. Es ist insofern 
ein kapitalistisches Programm, weil «die Ampelkoalition dem Kapital die 
entscheidende Rolle bei Innovation, Wettbewerbsfähigkeit und Marktfüh-
rerschaft zuweist» (Detje et al. 2022: 8). Und es ist ein Projekt des Ver-
suchs der Erhaltung und des Ausbaus der von den USA und ihren Verbün-
deten repräsentierten Weltordnung.

Die Klimakrise stellt die heutige Art und Weise des Produzierens und Kon-
sumierens grundsätzlich infrage. Eine auf fossiler Energie basierende Pro-
duktion hat keine Zukunft. Es bedarf einer grünen industriellen Revolu-
tion (siehe Manifest der Labour Party von 2019), eines sozialökologischen 
Systemwechsels. Dabei gilt es, die von diesen Umbrüchen betroffenen 
Beschäftigten zu schützen. Ökologische und soziale Erfordernisse müs-
sen miteinander verbunden werden. Das Konzept der «gerechten Über-
gänge» (just transition; siehe Zeitschrift LuXemburg 1/2011), wie es von 
den internationalen Gewerkschaftsorganisationen propagiert wird, greift 
diese Forderung auf. Es geht um die Schaffung von Arbeitsplätzen, die 
den Kriterien «guter Arbeit» entsprechen. Zur sozialökologischen Trans-
formation gehört untrennbar die Wirtschaftsdemokratie. Ein sozialöko-
logischer Systemwechsel ist aber nur möglich, wenn zugleich um eine 
internationale Ordnung gekämpft wird, die den sich radikal verändernden 
Kräfteverhältnissen entspricht, gemeinsame Sicherheit und Entwicklung 
ins Zentrum rückt und keine Blockkonfrontation zulässt. DIE LINKE soll-
te eine der treibenden Kräfte für die Schaffung einer neuen internationa-
len Sicherheitsarchitektur unter Führung der UNO und für die Ächtung 
von atomaren, biologischen und chemischen Massenvernichtungswaf-
fen sein. Die Reduzierung von Kriegen und militärischen Auseinanderset-
zungen ist eine Grundvoraussetzung für das Gelingen einer sozialökologi-
schen Transformation. 
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Als sozialistische Gerechtigkeitspartei ist DIE LINKE gefordert, 

erstens politische Kraft des Systemwechsels zu sein und solidari-

sche Alternativen zum grün modernisierten Kapitalismus zu prä-

sentieren und zweitens sich gemeinsam mit europäischen und 

internationalen Partnern für ein zukunftsorientiertes Konzept von 

Sicherheit und gemeinsamer Entwicklung als Grundlage einer 

neuen Friedens- und Entspannungspolitik einzusetzen. 
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VIERTE HERAUSFORDERUNG: 
GEBRAUCHSWERT BEWEISEN – 
DURCH DIE PRAKTISCHE 
VERBINDUNG VON SCHUTZ, 
GESTALTUNG UND UMBRUCH

Die Erfahrungen in Europa zeigen, dass die eigentliche Herausforderung 
vor allem darin besteht, den Gebrauchswert einer Linkspartei und ihre Ver-
ortung im Parteiensystem konkret auf der Grundlage der realen Kräftever-
hältnisse und des derzeitigen gesellschaftlichen Wandels zu bestimmen. 
So steht etwa Unidas Podemos in Spanien für eine linke Arbeitsmarkt-
politik, die vor allem Yolanda Diaz, die kommunistische Arbeitsministerin, 
öffentlich repräsentiert. In Finnland geht es um die Stärkung des öffent-
lichen Sektors und in Portugal um die Kämpfe gegen Prekarisierung und 
für bessere soziale Absicherung. Die Bundestagswahl hat ebenso wie die 
nachfolgenden Landtagswahlen im Saarland sowie in Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-Westfalen gezeigt, dass DIE LINKE in den Augen vieler 
ihrer potenziellen Wähler*innen auf Bundesebene und in einigen Bun-
desländern nutzlos geworden ist (siehe Becker 2022: 2; Warnke 2021: 4). 

Abbildung 2: Stimmenanteile der LINKEN bei den Bundestags­
wahlen von 1990 bis 2021 
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Wenn in einer linken Partei die inneren Konflikte die Auseinandersetzung 
mit den Machtstrukturen in der Gesellschaft dominieren, ist sie mit Recht 
zum Untergang verdammt.

Nach 1990 hatte die PDS zeitweilig ein Alleinstellungsmerkmal als die ost-
deutsche Partei, die zugleich Anliegen der sozialistisch orientierten Grup-
pen aus der DDR in den Vereinigungsprozess einbrachte. Aus der Fusion 
von PDS und WASG entstand mit der LINKEN eine politische Kraft, deren 
Alleinstellungsmerkmale ihr konsequenter Antineoliberalismus sowie das 
Beharren auf sozialer Gerechtigkeit und einer strikten friedensorientier-
ten Politik jenseits der NATO waren. Dies band neue Kräfte ein. Aufstieg 
und Niedergang waren vor allem durch diese Wellen bedingt (siehe Abb. 
2). Hatte DIE LINKE 2009 einen deutlich überproportionalen Anteil bei Mit-
gliedern der Gewerkschaften unter ihren Wähler*innen und drang in die 
Stammwählerschaft der SPD vor, so war dieser Trend schon 2013 rückläu-
fig und brach 2021 völlig ein. «Das Ergebnis ist erschütternd: Unter allen im 
Bundestag vertretenen Parteien erhält DIE LINKE, die Arbeit und soziale Ge-
rechtigkeit mit der ökologischen Transformation zu verknüpfen trachtet, die 
wenigsten Stimmen aus den Kreisen der Gewerkschaften – weit zurückge-
fallen hinter der FDP und noch mehr hinter der AfD. Für eine sozialistische 
Partei ein Desaster.» (Detje 2022: 4) Der Partei gelang keine Politisierung der 
Erfahrungen des Verlusts an Anerkennung und Sicherheit von links. In die-
sen Gruppen herrschen eher Enttäuschung und Resignation vor. 

Wahrnehmung der Schutzinteressen und Zukunftsorientierung gehören 
zusammen. Es gilt, «die Forderung nach sehr weitgehender Transforma-
tion der vorherrschenden Produktions- und Lebensweisen mit konkreten 
Sicherheitsversprechen [zu] verbinden. […] Ohne Sicherheitsversprechen 
könnte es passieren, dass nicht unwesentliche Teile der Bevölkerung in kur-
zer Zeit nach rechts driften (siehe Corona), ins fossilistische und anti-pro-
gressive Lager.» (Candeias 2022a) Mehr aber noch: Ohne glaubwürdigen 
Einsatz für Sicherheit und eine Jobgarantie kann es keine Gerechtigkeit ge-
ben. Es ist eine Frage der fundamentalen Werte, sich für Schutz und Si-
cherheit all derer einzusetzen, die existenziell bedroht sind. Dies gilt nicht 
zuletzt beim Schutz gegen die jetzt schon spürbaren und in Zukunft stark 
zunehmenden Folgen der Klimaveränderung und der ökologischen Degra-
dierung. Dies kann auch so formuliert werden: «Wir haben uns […] gemein-
sam auf den Weg gemacht, um große Ziele zu erreichen: den Sozialstaat 
wiederaufzubauen, für Demokratie und die Interessen der lohnabhängigen 
Mehrheit und gegen die finanzgetriebene Globalisierung zu kämpfen, die 
ökologische Frage in Verbindung mit der sozialen Frage und der Friedens-
frage auf die Tagesordnung zu setzen.» (Wagenknecht 2019: 34f.) 
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DIE LINKE muss dafür eintreten, dass das politische System 

der Bundesrepublik der Aufgabe der Verbindung von sozialem 

Schutz, Durchsetzung der gerechten Ansprüche auf gute Arbeit 

und gutes Leben für alle und Orientierung auf einen sozialökolo-

gischen Systemwechsels nachkommt – von der kommunalen bis 

zur EU-Ebene und in der internationalen Kooperation. Das ist ihr 

wichtigster Gebrauchswert. Sie wäre dann (1) Partei des sozialen 

Schutzes und solidarischer Sozialstaatlichkeit, (2) moderne so-

zialistische Gerechtigkeitspartei und (3) Partei des sozialökologi-

schen Systemwechsels. 
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FÜNFTE HERAUSFORDERUNG: 
EINSATZ FÜR EIN KLASSEN­
VERBINDENDES MITTE-UNTEN-
BÜNDNIS	

Die meisten Linksparteien in Europa artikulieren sich weiterhin als Par-
teien der Klasse der Lohnarbeitenden, wobei das Verständnis von Lohn-
arbeitenden längst über das klassische Industrieproletariat hinausgeht 
und Teile des öffentlichen Dienstes und darüber hinaus das moderne 
Dienstleistungsproletariat in einer zunehmend digitalisierten Arbeitswelt 
umfasst. Die Klasse der Lohnabhängigen ist heute so groß wie nie zuvor, 
und dem Druck der kapitalistischen Märkte sind alle, wenn auch auf sehr 
unterschiedliche Weise, ausgesetzt. Die Transformationen des Kapitalis-
mus produzieren andauernd neue Spaltungslinien auch in der Klasse der 
Lohnabhängigen. Die Aufgabe der LINKEN ist es, diese Spaltungen im-
mer wieder konkret offenzulegen und die verschiedenen Teile der Klasse 
miteinander zu verbinden, ohne die Differenzen zu negieren. Die Fähigkeit 
dazu ist ihr verloren gegangen. Sie hat ihre Verankerung in der Welt der 
Arbeit verloren. 

In seinem Frühwerk «Lage der arbeitenden Klasse in England» von 1845 
hat Friedrich Engels auf der Basis konkreter Erfahrung früh die Einsicht 
formuliert, dass von der Konkurrenz auf den Märkten die erbarmungs-
losen Zwänge ausgehen, die alle beherrschen, auch die Arbeiter*innen. 
Er schrieb: «Diese Konkurrenz der Arbeiter gegeneinander ist […] die 
schlimmste Seite der jetzigen Verhältnisse für den Arbeiter, die schärfs-
te Waffe gegen das Proletariat in den Händen der Bourgeoisie.» (Engels 
1845: 306f.) Durch die Konkurrenz wird die Klasse der Lohnabhängigen 
gespalten – regional, national, europäisch, global; entlang von Geschlecht 
und Identität, von Alter und Fitness für den Arbeitsmarkt, staatsbürgerli-
chem Status und Hautfarbe. Harald Wolf und Raul Zelik schreiben in die-
sem Zusammenhang: «Anstatt Milieus gegeneinander auszuspielen, ist 
es unsere Aufgabe als LINKE, Gemeinsamkeiten zwischen sozialen Wirk-
lichkeiten und Identitäten aufzuzeigen.» (Wolf/Zelik 2022)

Für DIE LINKE ergibt sich ein Problem: Während die Geringverdiener*in-
nen (mit 22 bzw. 24 %) ein relativ starkes Wählerpotenzial der Partei 
markieren, gehen sie zugleich seltener zur Wahl. Moderne Facharbei-
ter*innen, «systemrelevante» Arbeitskräfte in den öffentlichen Dienst-
leistungen (soziale Infrastrukturen) und vor allem die urbanen, sozialöko-



17

logisch ausgerichteten Milieus mit vielen jungen und gut ausgebildeten 
Fachkräften und Akademiker*innen stellen ebenfalls ein starkes Wähler-
potenzial für DIE LINKE dar, zeigen aber ein sehr stark taktisches Wahl-
verhalten in Richtung SPD und vor allem Grüne. Weil ihre Stammwäh-
lerschaft erodiert, konkurriert DIE LINKE zunehmend um die Stimmen 
derjenigen, die sich von Wahl zu Wahl neu entscheiden. 

Das Selbstverständnis der modernen Linksparteien richtet sich gegen je-
de Form von Unterdrückung und Diskriminierung – gegen die Herrschaft 
von Kapitalverwertung über Wirtschaft und Gesellschaft, gegen die Vor-
macht privater Monopole und staatliche Bevormundung, gegen Patriar-
chat, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus. Sie setzen 
sich ein für die Rechte der Lohnabhängigen, der sozial Benachteiligten 
sowie für die Stärkung der Rechte von Minderheiten wie LGBTIQ. Jean-
Luc Mélenchon etwa bezog sich in seiner erfolgreichen Wahlkampagne 
auf die kulturelle Vielfalt, die mit Migration entsteht und vor der man kei-
ne Angst haben, sondern die man gestalten müsse: Frankreich sei «keine 
ethnische Nation».

Das Anliegen linker Parteien muss sein, bestimmte Gruppen der «oberen 
Mitte», der «bedrohten unteren Mitte» und des «sozialen Unten», die alle 
die Einsicht in die Notwendigkeit einer starken Regulierung im Interesse 
von sozialer Gerechtigkeit und sozialökologischem Umbau eint, zusam-
menzubringen. Das Problem dabei ist, dass sich diese Gruppen aber un-
einig sind in Bezug auf die Rolle des Staates und die Art und Weise, wie 
Bedrohungen abgewehrt und sozial Schwache geschützt werden kön-
nen. Es sollte nie vergessen werden, dass gerade die unteren sozialen 
Gruppen im besonderen Maße die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt als 
existenzielle Gefährdung erfahren und die geringsten Möglichkeiten ha-
ben, durch eigene individuelle Anstrengung diesen Gefahren zu begeg-
nen. Sie sind strukturell bedingt mehrheitlich sozialdefensiv eingestellt. 
Dies bedeutet, dass gerade jene Gruppen, die gemeinsam die Grundlage 
einer handlungsfähigen Linken bilden müssten, durch ihre Klassenlage in 
der Frage der gerechten Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
geeint und zugleich in der Frage der Offenheit für Differenzen gespalten 
sind – bis hin zum kulturellen Antagonismus. Die bessergestellten Grup-
pen tragen eine besondere Verantwortung dabei.

Es können in der Gesellschaft vier grundlegende ideologische Orientie-
rungen ausgemacht werden: (1) die linkslibertäre, (2) die marktliberale, 
(3) die marktkonservative und die (4) sozialdefensive, die in unterschied-
lichen soziokulturellen klassengeprägten Milieus verankert sind (Müller-



18

Hilmer/Gagné 2018; Eversberg 2019). Diese Milieus unterscheiden sich 
vor allem durch ihre Stellung auf dem Arbeitsmarkt und damit nach Sta-
tus und Einkommen, nach ihrer Rolle in der gesellschaftlichen Arbeits-
teilung sowie nach ihrem kulturellen, sozialen und ökonomischen Kapital 
(Vester 2019). Sie können durch vier sehr gegensätzliche politische Pro-
jekte verbunden werden: das sozialliberale Projekt, das marktliberale Pro-
jekt, das Projekt einer neuen Rechten oder das Projekt einer solidarischen 
Linken (siehe Abb. 3). Vor dem linken Projekt steht die Aufgabe, als ein 
solidarisches Mitte-unten-Bündnis das linkslibertäre mit dem sozialdefen-
siven Milieu zu vereinen.

Wie eine jüngst veröffentlichte empirische Studie (Candeias 2022b) zeigt, 
eint jene, die sich vorstellen könnten, DIE LINKE zu wählen, der Wunsch 
nach der Verringerung von Einkommens- und Vermögensungleichheit so-
wie nach der radikalen Begrenzung des Klimawandels (siehe Abb. 4). Dabei 
gibt es einen Unterschied: Für Gruppen mit niedrigem Einkommen (unter 
1.500 Euro) hat die Verringerung der sozialen Ungleichheit besondere Prio-
rität (66 %); bei jenen mit höherem Einkommen hat der Kampf gegen die 
Erderwärmung einen höheren Stellenwert. Sobald aber konkrete Forderun-
gen aufgestellt werden, die die soziale und ökologische Frage zusammen-

Abbildung 3: Gesellschaftliche Orientierungen und politische Projekte
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bringen (wie die nach einem entgeltfreien ÖPNV oder der Schaffung von 
klimaneutraler guter Arbeit), löst sich dieser Unterschied weitgehend auf. 

Ein solidarisches Mitte-unten-Bündnis hat auch eine demografische Di-
mension. Wie Horst Kahrs (2022: 13, 17) mit Blick auf DIE LINKE schreibt: 
«Erstmals sind es die beiden jüngeren Altersgruppen, in denen die Zu-
stimmung überdurchschnittlich ausfällt. 2021 erhält sie in der sie einst-
mals tragenden Altersgruppe der Geburtenjahrgänge 1950 bis 1970 nur 
noch eine unterdurchschnittliche Zustimmung. […] Was als die ‹soziale 
Frage› wahrgenommen wird, hat sich offensichtlich mit dem Lebensalter 
verändert.»

DIE LINKE muss sich die Aufgabe stellen, jene soziokulturellen 

Gruppen der lohnarbeitenden Klasse, die sich – sei es mit links-

libertären oder sozialdefensiven Orientierungen – für eine Politik 

der Gerechtigkeit, für demokratische Regulation und Sozialstaat 

einsetzen, generationsübergreifend miteinander zu verbinden 

und dabei wichtige Teile der «lohnarbeitenden Mitte» der Gesell-

schaft für das Projekt einer entschieden sozialen und zugleich 

ökologischen Transformation zu gewinnen. 

Abbildung 4: Wichtigste Themen derjenigen, die sich vorstellen 
können, die Partei DIE LINKE zu wählen (in Prozent)

Quelle: Candeias 2022b: 12
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SECHSTE HERAUSFORDERUNG: 
AUSBAU GESELLSCHAFTS­
POLITISCHER KOOPERATION

DIE LINKE braucht stärkere Anbindungen an die Welt der industriellen 
Arbeit, der öffentlichen Daseinsvorsorge und der sozialen Dienste sowie 
an die emanzipatorischen sozialen Bewegungen. Viele soziale Bewegun-
gen sehen sich vor allem kulturell den Grünen näher. So hat sich ein dop-
peltes Problem herausgebildet: Zum einen schlägt sich das politische 
Engagement der Partei DIE LINKE «für die schwächsten und verletzbars-
ten Teile der Gesellschaft […] in ihrer Wahl nur in erheblich geringerem 
Maße nieder» (Detje 2022). Zum anderen konnte sie bisher das Konzept 
eines «Green New Deal» (Riexinger 2020) und einer sozialökologischen 
Transformation nicht erfolgreich vermitteln – weder im gewerkschaftli-
chen noch im Bewegungsmilieu. Gute Ansätze allein reichen nicht aus. 
Sie müssen auch von der Partei getragen werden und in die Gesellschaft 
und die Öffentlichkeit hineinwirken.

Ein besonderer Schwerpunkt muss die Entwicklung enger Beziehungen 
zu den Gewerkschaften und in die Betriebe hinein sein. Eine Anregung 
hierzu kann die belgische Partei der Arbeit geben, die sich auch in den Be-
trieben organisiert. Mit der Gründung des Gewerkschaftsrats der Partei 
DIE LINKE 2022 auf Bundesebene wurde ein Schritt getan, um Strukturen 
zu schaffen für die Organisation der Beziehungen der Partei zu den Ge-
werkschaften. Der Bewegungsratschlag und der regelmäßige Austausch 
mit Sozialverbänden und DGB sowie Umweltverbänden sind wichtige 
Formen der gesellschaftspolitischen Kooperation.

Wenn DIE LINKE erfolgreich den Kampf um gesellschaftliche Mehrheiten 
führen will, braucht sie zudem eine breite gesellschaftliche Verankerung 
in linken und linksaffinen Milieus, in denen sich die soziale, weltanschau-
liche und kulturelle Diversität heutiger Gesellschaften spiegelt und deren 
Impulse zur Entwicklung eigenständiger sozialökologischer Ansätze wich-
tig bleiben – auch zur Herausbildung einer neuen integrativen Diskurs- und 
Dialogkultur für sich selbst. Eine solche Kultur stärkt zugleich auch ihre At-
traktivität, erweitert ihre «Zugänge» auch gegenüber linksakademischen 
Gruppen, gegenüber Künstler*innen, Schriftsteller*innen – also jenen, 
die unzufrieden sind mit gesellschaftlichen Zuständen und auf der Suche 
nach neuen Ausdrucksformen von Gesellschaftskritik, und jenen, die mit 
ihren wissenschaftlichen Forschungen offene Fragen produzieren. 
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Im Verhältnis zu den Industriegewerkschaften spiegelt sich auch ein Wi-
derspruch innerhalb der Mitgliedschaft und im engeren Sympathisanten-
kreis der Partei wider: «Dem aktuellen Transformationskorporatismus der 
Gewerkschaften steht ein Aufschwung ökologischer Protestbewegungen 
gegenüber. Diese politisieren vor allem die junge Generation, die anfängt, 
sich auch in der Partei DIE LINKE parteipolitisch zu organisieren. […] Die 
vielen jungen Klimaaktivist*innen tun der Partei mit ihrem ungestümen 
Engagement, ihrer politischen Ungeduld und ihrem hohen moralischen 
Kompass gut. Doch ihr fehlender Bezug zur Arbeitswelt prägt die Partei-
debatte.»(Bierbaum et al. 2022: 43) Bemerkenswert war daher das Zu-
sammenwirken von Gewerkschafter*innen und jungen Aktivist*innen 
aus der ökologischen Bewegung, nicht wenige von ihnen im SDS und bei 
der Bewegungslinken organisiert, im Rahmen des Kampfes für einen neu-
en Tarifvertrag im öffentlichen Personennahverkehr (siehe Autor*innen-
kollektiv CLIMATE.LABOUR.TURN 2021).

DIE LINKE kann sich gesellschaftlich nur dann verankern, wenn 

sie zugleich eine enge Kooperation mit gewerkschaftlichen, so-

zialen, umwelt- und friedensorientierten sowie linken akademi-

schen Kräften pflegt. Dabei sind die Funktionen einer linken sozia-

listischen Partei andere als die der zivilgesellschaftlichen Kräfte. 

Sie können sich wechselseitig stärken, aber nicht ersetzen.
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SIEBTE HERAUSFORDERUNG: 
ENTWICKLUNG VON EINSTIEGS­
PROJEKTEN UND AUFLÖSUNG 
PROGRAMMATISCHER DEFIZITE

Trotz der Arbeit in der Bundestagsfraktion zu Plan B im Feld von Wirt-
schafts-, Außen- und Sicherheitspolitik, trotz starkem Engagement gera-
de im Bereich von Pflege oder Wohnen, trotz des Wirkens im Europapar-
lament und trotz eines in weiten Teilen sehr konkreten Wahlprogramms 
2021 wird DIE LINKE bundesweit nicht als Partei der sozialökologischen 
Umgestaltung und konstruktiv gestaltender Europa- und Friedenspoli-
tik wahrgenommen. Ansätze aus den Kommunen und der Landesregie-
rungen strahlen nicht bundesweit aus. Eine Ausnahme bildete die Unter-
stützung für die Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen in Berlin. Es 
sind Defizite, heftige Konflikte und Leerstellen, die die Wahrnehmung 
prägen. Bei allen in den letzten zehn Jahren die Öffentlichkeit besonders 
umtreibenden Fragen – Flucht und Migration, Klima- und Corona-Politik, 
Ukraine-Konflikt – war DIE LINKE nicht in der Lage, mit einer Stimme zu 
sprechen. Im Gegenteil: Es wurden einander ausschließende Positionen 
vertreten sowie falsche Gegensätze aufgemacht. Gegenwärtig gibt es eini-
ge, die den Moment gekommen sehen, DIE LINKE endgültig zu zerstören. 

Vor dem Hintergrund der Umbrüche in der internationalen Ordnung muss 
DIE LINKE ihre Außen- und Sicherheitspolitik neu bestimmen. Dabei soll-
ten folgende Prinzipien im Vordergrund stehen: (1) der Einsatz für die 
Durchsetzung des Gewaltverbots in den internationalen Beziehungen; 
(2) die Förderung einer Politik gemeinsamer Sicherheit, der strukturel-
len Nichtangriffsfähigkeit und der Verteidigungsfähigkeit im Rahmen der 
Europäischen Union; (3) die Unterstützung aller Bemühungen um Abrüs-
tung, Konfliktvorbeugung und Kooperation; (4) Zurückweisung aller Be-
strebungen, einen neuen Kalten Krieg auszulösen und auf ideologischen 
Konfrontationskurs zu gehen (Parteivorstand 2022a). Es geht um klare 
Positionen zu einer europäischen Sicherheitsarchitektur und zu den In-
teressen der osteuropäischen und südosteuropäischen Länder sowie um 
linke Positionierungen gegenüber Russland und China. 

Angesichts des doppelten Umbruchs – im Bereich der sozialökologischen 
und der internationalen Verhältnisse – wird eine Alternative zu den Pro-
jekten des grünen Kapitalismus und einer verstärkten transatlantischen 
und militarisierten Außen- und Sicherheitspolitik immer dringlicher. Die 
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massiven Defizite der Partei DIE LINKE auf diesem Gebiet sind überaus 
deutlich geworden. Dabei gibt es durchaus Erfahrungen und Ansätze, die 
zeigen, dass gesellschaftliche Bündnisse (einschließlich religiöser Initia-
tiven zu Frieden, mehr Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung) wie 
auch eine politische Kooperation mit der SPD und den Grünen in diesem 
Sinne durchaus möglich sind. Wie eine jüngere Befragung der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung zeigt, werden gerade Vorschläge, die die soziale und 
die Klimafrage konkret zusammenbringen, von den Geringverdiener*in-
nen im besonderen Maße unterstützt (siehe Abb. 5). Sie wissen, dass Ver-
suche, vor allem durch den Markt und private Anbieter die Umstellung auf 
eine klimaneutrale Wirtschaft voranzubringen, sie besonders hart treffen 
werden (zum konkreten Umbau der Industrie siehe Lehndorff 2022, zum 
Care-Sektor Winker 2021). 

Lia Becker spricht in diesem Zusammenhang von «ökologischer Klassen-
politik», durchaus angelehnt an das Wahlprogramm von Jean-Luc Mélen-
chon in Frankreich. Dazu gehören gerade angesichts der aktuellen und 

Abbildung 5: Unterstützung für sozialökologische Projekte  
(in Prozent)

Quelle: Candeias 2022b: 18
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länger anhaltenden Inflation Preiskontrollen bei Lebensmitteln, Heizung 
und Miete, Sicherung von Mindesteinkommen, nicht zuletzt auch für 
Studierende, Auszubildende und Rentner*innen, sowie eine weitere Er-
höhung des Mindestlohns. Es geht um eine regionale und bundesweite 
Planung des Umbaus und um Jobs im Bereich von öffentlicher Daseins-
vorsorge, um den klimagerechten und sozialen Umbau des Wohnungs-
wesens, um eine Mobilitätswende und eine Arbeitsgarantie (Parteivor-
stand 2022b). Dabei kann an Ansätze angeknüpft werden, die DIE LINKE 
dort entwickelt hat, wo sie erfolgreiche Arbeit in der Regierung leistet. 
Dazu gehören unter anderem die Tarifverbindlichkeit bei öffentlichen Auf-
trägen, ein regionaler Mindestlohn von 13 Euro, der sozialorientierte Aus-
bau des öffentlichen Nahverkehrs, Fortschritte bei der beitragsfreien Bil-
dung, die Stärkung des sozialen Wohnungsbaus oder stadtteilorientierte 
Gesundheitszentren. Wie Vertreter*innen der vier an Regierungen be-
teiligten Landesverbände der LINKEN schreiben: «So erzeugen wir Ge-
brauchswert der LINKEN als soziale Kraft und machen ihn erkennbar und 
erlebbar.» (Landesvorsitzende 2022) DIE LINKE muss in den real ablau-
fenden Transformationsprozessen in den Betrieben präsent sein und in 
die Prozesse politisch orientierend eingreifen.

In den zentralen programmatischen Fragen müssen Korridore 

bestimmt werden, innerhalb derer linke Positionen in der Par-

tei vertreten werden können. Dies bedeutet, erstens nach vorn 

weisende Orientierungen zu erarbeiten und zweitens deutlich 

erkennbar Grenzen gegenüber Positionen zu ziehen, die mit der 

Programmatik der Partei unvereinbar sind. Es sollte versucht 

werden, ausgehend von den eigenen positiven und negativen 

Erfahrungen im engen Austausch mit Gewerkschaften, BUND, 

Sozial- und Wohlfahrtsverbänden, sozialen Bewegungen sowie 

den Bürger*innen an sozialökologischen Alternativen zum grün-

kapitalistischen Projekt zu arbeiten und dies zur verbindenden 

Grundlage für Wahlprogramme, das Wirken vor Ort und die parla-

mentarische Arbeit zu machen. Zugleich sollte ein Prozess einge-

leitet werden, der im Laufe eines Jahres dazu führt, die program-

matischen Defizite auf der Basis einer umfassenden Diskussion 

in der Partei zu überwinden.
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ACHTE HERAUSFORDERUNG: 
EINE LEBENDIGE MITGLIEDER­
PARTEI GESTALTEN

DIE LINKE hat seit 2011 eine sehr starke Veränderung der Mitgliedschaft 
erfahren, sodass man nicht mehr von derselben Partei sprechen kann. 
Knapp 40 Prozent haben die Partei seit 2011 verlassen (darunter viele Äl-
tere), 20 Prozent der Mitglieder sind seitdem verstorben. Dies sind insge-
samt rund 60 Prozent der Mitglieder von 2011. Mehr als die Hälfte der der-
zeit etwa 60.000 Mitglieder sind seitdem neu eingetreten, mehrheitlich 
im Alter zwischen 20 und 40 Jahren. DIE LINKE zog proportional mehr als 
andere Parteien jüngere Menschen an, die oft die Ersten in ihrer Familie 
sind, die studieren. Erstmals gibt es genauso viele LINKE-Mitglieder, die 
jünger als 40 sind, wie es Mitglieder gibt, die älter als 60 sind (siehe dazu 
im Detail Hoff 2022a: 8–14). Jene, die aus der SED kamen bzw. aus SPD 
und linken Gruppen in Westdeutschland (vor 1990), stellen jetzt eine deut-
liche Minderheit. 

Ein großer Teil der Neumitglieder kommt aus linksakademischen Milieus, 
während die älteren Mitglieder früher mehrheitlich der PDS und WASG 

Abbildung 6: Alterskohorten in der Mitgliedschaft der Partei DIE LINKE  
(in Prozent)

Quelle: Hoff 2022: 8
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angehörten. Daraus resultiert ein kultureller bzw. ein Generationenbruch. 
Besonders hoch ist der Anteil von Angestellten, Studierenden und jenen 
in Rente (Parteivorstand 2022a: 3, 5). DIE LINKE ist die einzige Partei in 
Deutschland, in der sich ein Drittel der Mitglieder der «Unterschicht» zu-
rechnet. Seit 2011 hat sich der Anteil der Arbeitslosen an der Mitglied-
schaft halbiert und der der Studierenden verdoppelt (Ehling 2022: 2–4). 
Die Gesprächsfäden sind dünn. Es fehlen vielfach die Strukturen, um die-
sen Bruch solidarisch zu bearbeiten. Eine Parteireform muss auch hier, di-
rekt an der Basis, ansetzen. Oft sind die Kreisverbände überfordert, wirk-
sam die Arbeit der Basisorganisationen zu unterstützen.

Die Herausforderung der kommenden Jahre besteht zum einen darin, 
deutlich mehr Mitglieder zu gewinnen. Zu diesem Vorhaben hat der Par-
teivorstand 2021 eine mit konkreten Maßnahmen untersetzte Mitglieder-
offensive beschlossen (das Ziel: 100.000 Mitglieder). Zum anderen muss 
die «Haltequote» erhöht werden, denn ein nicht unwesentlicher Teil der 
Neumitglieder tritt nach weniger als einem Jahr wieder aus. Zu den häufig 
genannten Gründen gehören eine fehlende Anbindung an die lokalen Par-
teistrukturen oder Unzufriedenheit mit dem Kreisverband.

Mit der Verjüngung der Aktiven- und Funktionärsbasis drohen jedoch 
auch weitere Generationenkonflikte und die Segmentierung der Partei in 
verschiedene miteinander unverbundene Traditionslinien. Damit rückt der 
Aspekt der politischen Bildung sehr viel stärker in den Mittelpunkt, zu-
mal die Vermittlung von kritisch-marxistischem Wissen an Hochschulen 
und in den Gewerkschaften mittlerweile dramatisch zurückgegangen ist. 
Zudem ist die Basis der Aktiven in vielen Kreisverbänden oft zu klein, um 
alle Aufgaben in Partei, Bündnissen und Kommunalparlamenten wahrzu-
nehmen und neue Mitglieder einzubinden. Wahlerfolge hängen eng mit 
Partei- und Mitgliederentwicklung zusammen. Diese Erfolge müssen in 
einer Mitgliederpartei mit geringen finanziellen Ressourcen mühevoll or-
ganisiert werden.

Um Anziehungskraft in der Gesellschaft auszustrahlen, muss die Partei 
als solidarische und vitale Mitgliederpartei erlebbar sein. Die Rückmel-
dungen aus der Mitgliederbefragung waren: Die Genoss*innen wün-
schen sich mehr Einigkeit, mehr Debatte untereinander, mehr Kontakt 
zur Partei vor Ort. Wer zur LINKEN kommt, muss eine Parteikultur vorfin-
den, in der sich ehrenamtliches Engagement nicht auf Sitzungen und Gre-
mienarbeit beschränkt. Um Machtstrukturen zu demokratisieren, muss 
ein transparenter Wissenstransfer organisiert werden. Dazu gehört auch, 
Orte und Gelegenheiten zu schaffen, wo bzw. bei denen die Parteimitglie-
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der ohne Beschlussdruck zusammenkommen, politisch diskutieren, da-
zulernen, Erfahrungen austauschen, solidarisch Konflikte austragen und 
Spaß haben können und ein Dialog zwischen den Generationen erfolgt. 
Politische Bildung muss dabei eine Schlüsselstellung innehaben. Es gilt, 
sowohl politisch-inhaltliche Grundlagenbildung als auch praktisch-orga-
nisatorisches Handwerkszeug zu vermitteln.

Zu einer attraktiven Mitgliederpartei gehört auch der offene Umgang da-
mit, dass gesellschaftliche Diskriminierungs- wie Herrschaftsstrukturen 
nicht vor linken Organisationen haltmachen. Dafür braucht es die Bereit-
schaft für selbstkritische Diskussionen und Lernprozesse, aber auch ver-
bindliche Strukturen, um Beschlüsse umzusetzen. An DIE LINKE wird 
zu Recht ein höherer Anspruch als an den Rest der Gesellschaft gestellt, 
was den internen Umgang mit Sexismus, Rassismus etc. angeht. Ent-
sprechende «Maßnahmen gegen Sexismus, Grenzüberschreitungen und 
sexualisierte Gewalt» hat der Parteivorstand im April 2022 auf den Weg 
gebracht. Dies sollte allerdings nur der Beginn einer tiefergehenden Aus-
einandersetzung sein, wie DIE LINKE eine diskriminierungsfreie Kultur 
fördern kann, auch im Bereich Antirassismus. 

In den vergangenen Jahren konnte DIE LINKE ihre «aufsuchende Mitglie-
derarbeit» deutlich ausbauen. Untersuchungen belegen, dass das effek-
tivste Mittel, neue Mitglieder zu gewinnen, das persönliche Gespräch ist. 
Die Bundespartei hat mittels Seminaren und geschultem Personal den 
Ansatz der Haustürgespräche als politisches Kommunikationsmittel wei-
terentwickelt und für sich und ihre Anliegen nutzen können. Das Gleiche 
gilt für LINKES Organizing, einer systematischen organisierenden Arbeit, 
mit der linke Positionen und Parteigliederungen vor Ort gestärkt werden. 
Auch die Kampagnenarbeit ist mittlerweile ein selbstverständlicher Be-
standteil der politischen Arbeit der meisten Landes- und Kreisverbände. 
In den Parteikampagnen ist DIE LINKE an verschiedenen Orten gleich-
zeitig wiedererkennbar. Der Parteivorstand hat im Februar 2022 deren 
künftige inhaltliche Schwerpunkte (Pflege, Miete, Mobilität und gewerk-
schaftliche Verankerung/gute Arbeit in der Transformation) sowie deren 
bundesweite Koordinierung durch einen Kampagnenrat (bestehend aus 
Parteivorstand, Ländervertreter*innen und Fachleuten) und einen Akti-
venrat (in dem die Kreis- und Ortsverbände sowie weitere Aktive vertre-
ten sind) beschlossen. Die Corona-Krise hat einen deutlichen Digitalisie-
rungsschub in der Partei bewirkt, dessen positive Aspekte aufgegriffen, 
weiterentwickelt und als permanentes Wissen in der Partei verankert wer-
den sollten.
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Doch der Partei DIE LINKE droht ein «umgekehrtes Demografieproblem», 
weil im aktiven Parteileben vor allem die Lebenswirklichkeiten jüngerer 
Menschen vorkommen. Das durch die Neueintritte von Jüngeren ent-
standene Potenzial muss durch einen verstärkten Fokus auf politische 
Bildung (inhaltlich, strategisch, handwerklich) genutzt und zum neuen 
Rückgrat der Partei ausgebaut werden. Mit den unterschiedlichen ge-
nerationellen Lebenswelten und den oftmals wenigen Berührungspunk-
ten im Alltag gehen jedoch auch Konflikte und Probleme einher, die bis-
lang von der Partei nicht systematisch bearbeitet werden. Einer Partei, 
die stark von einer jungen Generation geprägt wird, fehlt ohne Vermitt-
lung in die Breite der Gesellschaft und die Lebenswirklichkeit der vielen 
Älteren ein entscheidendes Element für den Erfolg. Hier braucht es eine 
produktive Form intergenerationellen Lernens, die (ohne Besserwisserei) 
die Erfahrung(swelten) Älterer vermittelt, eine Anerkennung neuer Welt- 
und Lebenssichten ermöglicht und mit einem Vertrauensvorschuss für 
die Jüngeren verbunden ist. 

Die Mitglieder der Partei DIE LINKE sind vor allem eingetreten und ver-
bleiben in der Partei, weil sie die inhaltlichen Positionen der Partei rich-
tig finden (zwei Drittel heben dies hervor; siehe Parteivorstand 2022c). 
DIE LINKE ist also in beträchtlichem Maße eine programmbasierte Partei. 
Das Bedürfnis nach Theorie ist groß, dagegen ist das sozialgesellschaft-
liche Engagement der Mitglieder außerhalb der Partei eher schwach, trotz 
der vielen Neumitglieder. Es geht um das Parteileben, aber auch um akti-
ve Kommunalpolitik (ebd.: 8f.). Dies alles ist nur möglich, wenn DIE LINKE 
sich in ihren Umgangsformen und auch feministisch erneuert und Fragen 
von Diversität ernst nimmt, ohne dabei einen falschen Gegensatz zu klas-
senbewusster Politik aufzubauen.

Die Strukturen der Partei DIE LINKE als Bundespartei sind aus dem Pro-
zess der Vereinigung von PDS und WASG entstanden und in der Satzung 
festgeschrieben worden. Dadurch wurde das Nebeneinander verschiede-
ner Strömungen begünstigt, die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und die 
Entscheidungsfindung erschwert. Die Partei muss deshalb ihre Satzung 
in Bezug auf die Punkte Führung und Partizipation sowie Verbindlichkeit 
und Offenheit überarbeiten. Es wird ein Antrag an den kommenden Bun-
desparteitag diskutiert, mittels einer Kommission Reformen der Partei- 
und Entscheidungsstrukturen zu prüfen. Vorschläge sind beispielsweise 
die Verkleinerung des Parteivorstands und eine Reform des Bundesaus-
schusses.
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NEUNTE HERAUSFORDERUNG: 
DIE PARTEIFUNKTIONEN IN  
IHRER GESAMTHEIT OFFENSIV 
WAHRNEHMEN

In der Partei DIE LINKE gibt es einen Grundkonsens, alle Funktionen einer 
linkssozialistischen Partei, auch die einer Regierungsbeteiligung, wahrzu-
nehmen. Umstritten ist kaum noch das Ob einer Regierungsbeteiligung, 
sondern das Wie. Zum einen muss eine Partei in den Dialog mit den Bür-
ger*innen treten und zum anderen diese im politischen System (bei der 
kommunalen Ebene beginnend) parlamentarisch oder in Regierungen 
vertreten, ausgehend von Gemeinwohlinteressen. In den letzten Jahren 
gab es bei der LINKEN auf verschiedenen Ebenen die Tendenz, dass der 
gesellschaftliche Auftrag als sozialistische Partei in den Hintergrund rück-
te und Entscheidungen von innerparteilichen Macht-, Profilierungs- und 
Verteilungskämpfen dominiert wurden.

Linke Parteien sind dann stark, wenn sie in der Lage sind, sich erstens als 
Kümmererparteien zu erweisen, das heißt, wenn sie nachweislich einen 
direkten Gebrauchswert bezogen auf die Alltagssorgen von Menschen 
in den Kommunen und Betrieben haben. Dabei muss man sich bewusst-
machen, dass nur jeder Tausendste der erwachsenen Menschen, die in 
Deutschland leben, Mitglied der Partei DIE LINKE ist und die Mehrheit 
von ihnen in Großstädten wohnt. Im Osten Deutschlands ist die frühe-
re starke gesellschaftliche Verankerung der PDS vielerorts verschwun-
den, bundesweit ist sie nur punktuell neu entstanden. Es geht erstens um 
solidarische Alltagshilfe, für die Ressourcen eingesetzt werden müssen. 
Zweitens kommt es darauf an, in öffentliche Diskurse einzugreifen und 
erfolgreiches Agenda-Setting zu betreiben sowie gesellschaftlichen Mo-
bilisierungen in den Parlamenten Ausdruck zu verleihen. Durch die Zer-
strittenheit zwischen wichtigen Personen, die für DIE LINKE stehen, ist 
diese Funktion systematisch konterkariert worden. Beschlüsse der Partei 
zu Grundsatzfragen haben keinerlei Bindungskraft. Drittens geht es um 
die Arbeit der Partei auf kommunaler, regionaler, Bundesebene sowie im 
Europäischen Parlament in den legislativen und teilweise auch exekutiven 
Organen. Es geht um machtpolitische Durchsetzungsperspektiven. Auch 
aus der Opposition heraus konnte DIE LINKE eine ganze Reihe von Posi-
tionen parlamentarisch mehrheitsfähig machen. In einer ganzen Folge 
von Wahlniederlagen ist aber bis auf wenige (relative) Hochburgen eine 
dramatische Schwächung der Partei zu konstatieren. Die Erfahrungen mit 
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Regierungsbeteiligungen der LINKEN sind sehr unterschiedlich. Teilweise 
hat die Partei dabei ihre Erkennbarkeit als linke Kraft verloren und Glaub-
würdigkeit eingebüßt, ist die Partei völlig der Handlungslogik der Exekuti-
ve untergeordnet worden. Teilweise gelang es, konkrete Projekte wirksa-
mer linker Reformpolitik durchzusetzen (siehe zu Berlin Reißig 2006; Wolf 
2015). Es fehlt in weiten Teilen der Partei eine qualifizierte Diskussion zum 
Thema Regierungsbeteiligung. Zum einem mangelt es an einem theore-
tisch informierten Verständnis politischer Macht und der Funktionslogik 
von Staatsapparaten, zum anderen begnügt man sich teilweise immer 
noch mit Antiparlamentarismus.

DIE LINKE wird sich bezogen auf alle drei genannten Grundfunk-

tionen – als lokal verankerte Kümmererpartei, als in gesellschaft-

liche Diskurse wirksam eingreifende Partei und als wirkungsvolle 

parlamentarische und exekutive Kraft – in vielen Gemeinden, Re-

gionen und Bundesländern neu aufstellen müssen. 
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ZEHNTE HERAUSFORDERUNG: 
EIN NEUES VERSTÄNDNIS VON 
SOZIALISMUS ENTWICKELN

Die Vorschläge eines sozialökologischen Systemwechsels tragen 
zwangsläufig einen offenen sozialistischen Charakter: Dominanz der 
Gemeinwohlorientierung, hohe Bedeutung von demokratischer Pla-
nung und Wirtschaftsdemokratie, Ausbau der Gemeinwohlökonomie 
und Rückabwicklung der Privatisierung vieler öffentlicher Dienstleistun-
gen, Heranziehung der großen privaten Vermögen für die Finanzierung 
gemeinschaftlicher Zukunftsaufgaben, möglichst umfassende Absi-
cherung in Zeiten struktureller Umbrüche, Schaffung von Transforma-
tionsräten usw. (siehe ausführlich dazu Institut für Gesellschaftsanalyse 
2020). Orientierung und Anregungen hierfür bieten neuere wirtschafts- 
und gesellschaftswissenschaftliche Ansätze mit Konzepten wie Fun-
damentalökonomie (AG Links-Netz 2013; Gruppe ZAK Tübingen 2013; 
Dellheim 2019; Foundational Economy Collective/Streeck 2019), Infra-
struktursozialismus (Riexinger 2015) oder Kommunalsozialismus (Hoff 
2022b). Zugleich hat auch in Deutschland eine neue Sozialismusdiskus-
sion begonnen (siehe u.a. Klein 2013; Fraser et al. 2019; Zelik 2020; Dör-
re/Schickert 2019; Zeller 2020; Dörre 2021; Winker 2021; Deppe 2021). 
Dies schafft die Voraussetzung für DIE LINKE, ein neues Sozialismusver-
ständnis zu entwickeln. 

Eine Umfrage im Auftrag der Rosa-Luxemburg-Stiftung kommt zu fol-
gendem Ergebnis: 54 Prozent der potenziellen Wähler*innen der LIN-
KEN, quer zu den Einkommensklasse, finden, dass DIE LINKE für mehr 
Sozialismus eintreten soll. Vor allem Frauen unterstützen das mit 63 Pro-
zent. Je jünger die Befragten, desto stärker stimmen sie diesem Anliegen 
zu (bei denen unter 40 Jahren sind es 71 %). Dass DIE LINKE stärker für 
eine Alternative zum Kapitalismus eintreten soll, dafür sprechen sich Ge-
werkschafter*innen unter den potenziellen Wähler*innen der LINKEN mit 
76 Prozent weit deutlicher aus als Nicht-Gewerkschaftsmitglieder (siehe 
Abb. 7).

Horst Kahrs (2021: 2) schreibt dazu: «Seit der Banken- und Finanzkrise 
2007/2008 mehren sich Anzeichen – in den geistigen Auseinandersetzun-
gen wie in den Ereignissen auf der ‹Straße› –, dass über Sozialismus in 
einer liberalen Gesellschaft, über die Einheit von sozialen und demokra-
tischen Rechten und über die Souveränität über die eigene Biografie neu 
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nachgedacht wird, dass sich so etwas wie ein ‹gesellschaftliches Bedürf-
nis› nach einem anderen, modifizierten Wirtschafts- und Gesellschafts-
modell erhalten hat bzw. neu herausbildet. […] Vielleicht nur Sehnsucht, 
Wunsch, immerhin aber ein politischer Rohstoff. Die Linkspartei, so die 
Annahme weiter, greift diese Entwicklung nur unzureichend auf, reprä-
sentiert bestenfalls Fragmente.» 

Es gibt die Erfahrung der dramatischen Krisenhaftigkeit des heu-

tigen Kapitalismus, den wachsenden Zweifel größerer Teile der 

Bevölkerung, dass auf dieser Grundlage ein gutes Leben für alle 

möglich ist und existenzielle Nöte in Teilen der Gesellschaft nicht 

angegangen werden. DIE LINKE sollte vor diesem Hintergrund 

daran arbeiten, ein an diesen Alltagserfahrungen anknüpfen-

des überzeugendes Sozialismuskonzept zu entwickeln, auch als 

Konzept einer solidarischen Gesellschaft zu verstehen, verbun-

den mit einem modernen Gerechtigkeitsverständnis.

DIE LINKE wird dringend gebraucht – doch dafür muss sie sich erneuern!

Abbildung 7: Zustimmung zur Forderung, DIE LINKE solle mehr für 
Sozialismus eintreten (in Prozent)
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Eigenschaften reaktionäres 
Projekt

fossilistisch- 
konservatives Projekt

sozialdefensives  
Projekt

grünkapitalistisches 
Projekt

sozialökologisches 
Projekt

Ziele weiße/patriachale  
materielle Privilegien  
verteidigen und  
jedwede sozialökolo­
gische Transformation  
verhindern

traditionelle von einer  
sozialökologischen  
Transformation bedrohte 
Industrien und imperiale 
Lebensweisen verteidi­
gen und ein fossilistisch-
ressourcenintensives 
Wirtschaftsmodell  
langfristig sichern

soziale Sicherheiten und 
prekäre ökonomische 
Lebensbedingungen 
gegen Zumutungen  
verteidigen (neoliberale  
Angriffe, aber auch  
ökologische Politiken)

ökologische/Klimakrise 
bearbeiten und kapita­
listische Gesellschaft 
erneuern/neue Produk­
tions- und Lebensweise 
schaffen; Varianten: ge­
bremste ökologische Mo­
dernisierung/Green Eco­
nomy/Green New Deal

«System Change»:  
Demokratisierung von 
Wirtschaft und Staat, 
Degrowth, soziale  
Sicherheit, Reproduk­
tionsökonomie etc.

politische Projekte 
und Strategien

Kampf gegen Klima­
politiken und Verteidi­
gung einer aggressiven 
imperialen Lebensweise 
(für Verbrennungsmoto­
ren, gegen erneuerbare  
Energien und pro Kohle 
bzw. Atom, gegen  
Agrarwende und pro 
Fleisch)

auf einer privilegierten  
gesellschaftlichen Position 
basierende, nicht-nach­
haltige Konsummuster 
und Geschäftspraktiken 
gegen Klimapolitiken  
verteidigen (hochmotori­
sierte Verbrennungsautos, 
konventionelle Landwirt­
schaft und Fleischindus­
trie, Kohleindustrie,  
klassische Industrien)

Kampf gegen Einschrän­
kungen für das Auto/
energetische Moderni­
sierungen/Auflagen für 
Landwirt*innen/gegen 
Verteuerung von  
Lebensmitteln/ Reform­
politiken in traditionellen 
Branchen mit prekärer 
Beschäftigung, aber 
auch Kämpfe mit Offen­
heit für Transformation 
(ÖPNV, Handwerk etc.)

Energiewende und  
Kohleausstieg, Ver­
kehrs- und Agrarwende, 
Umbau der Industrie,
Querschnittsprojekte: 
Elektrifizierung,  
Wasserstoffwirtschaft, 
Bioökonomie, Digitali­
sierung, grüne Indus­
triepolitik

Energiedemokratie,  
Mobilitätswende, Um­
stieg auf einen solidari­
schen Umweltverbund 
und Konversion der 
Autoindustrie, klein­
bäuerliche und solida­
rische Landwirtschaft, 
Vergesellschaftung  
zentraler Infrastrukturen, 
gerechter Umbau und 
Demokratisierung der 
Industrien

tragende Akteure 
und Parteien

Akteure der heterogenen 
politischen Rechten,  
insbesondere die AFD,
z. T. Anti-Wind-Initiativen 
und rechte bäuerliche 
Gruppen

Teile von Union und FDP,
Wirtschaftsverbände 
(Bauernverband)

LINKE, mit Einschrän­
kungen SPD,
Gewerkschaften,  
Wohlfahrtsverbände und 
soziale Initiativen

vor allem Grüne, mit 
Einschränkungen Teile 
von SPD, FDP, Union, 
wesentliche zivilge­
sellschaftliche Akteu­
re: Umweltverbände, 
Forschungsinstitute, 
Thinktanks und Wirt­
schafsverbände

Teile der LINKEN,
Klima- und andere  
Bewegungen, linke 
Gruppen, Basisinitiati­
ven, Teile der Gewerk­
schaften

ANLAGE: HEGEMONIEPROJEKTE 
IM FELD DER SOZIALÖKOLO­
GISCHEN TRANSFORMATION*
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Eigenschaften reaktionäres 
Projekt

fossilistisch- 
konservatives Projekt

sozialdefensives  
Projekt

grünkapitalistisches 
Projekt

sozialökologisches 
Projekt

soziale Basis  
(lohnabhängige  
und herrschende 
Klassen)

Gruppen des «autoritä­
ren Lagers» (Eversberg): 
mehrheitlich mittelalte  
bis ältere Männer mit 
niedrigen Berufsab­
schlüssen und niedrigen 
bis mittleren Einkommen, 
gehäuft in ländlichen  
Räumen und im Osten, 
teils prekäre, teils aber 
auch gesichert kleinbür­
gerliche Gruppen, nach 
rechts gewendete  
Gruppen in bedrohten 
Branchen und Regionen,
ggf. ein Teil der mittel­
ständischen bzw.  
Familienunternehmen

«anti-transformatorische» 
und egoistische Cluster 
(Eversberg):
mehrheitlich männliche,  
junge bis mittelalte  
Menschen mit hohen  
Bildungsabschlüssen, 
hoch qualifizierten Tätig­
keiten und hohen Ein­
kommen, privilegierte 
Beschäftigtengruppen 
in bedrohten Industrien 
aus den Leitbranchen so­
wie wohlhabende Land­
wirt*innen, bedrohte 
nicht-oligopolistische 
Unternehmen und  
Großunternehmen (EPH, 
Tönnies etc.)

«prekäre» Cluster (Evers­
berg) und traditionelle 
arbeitnehmerische  
Mitte: teils niedrige for­
male Bildung, einfache 
Tätigkeiten und niedrige  
Einkommen, teils auch 
relativ gesicherte öko­
nomische Verhältnisse, 
ggf. prekäre Kleinbetrie­
be und Selbstständige

«zufriedene» Cluster der 
gemäßigt-progressiven 
Mitte und ökosoziale 
Cluster (Eversberg):
einerseits gut abgesi­
cherte Gruppen der ge­
sellschaftlichen Mitte 
mit höheren Einkom­
men und beruflichen 
Funktionen, anderer­
seits mehrheitlich weib­
liche und teils höher ge­
bildete Menschen aus 
mittleren und größeren 
Städten, wesentliche 
Teile der Bourgeoisie, 
einschließlich der  
großen Konzerne und 
Leitbranchen, Rest der  
grünen Kapitalgruppen

«öko-soziales Lager» 
(Eversberg): mehrheit­
lich junge, weibliche  
und höher gebildete 
Menschen, die neue 
Dienstleistungstätig­
keiten ausüben, eher  
aus Städten und aus 
Westdeutschland,  
Erweiterungspotenziale 
in Richtung der prekär-
veränderungsoffenen 
Gruppen sowie der  
aufgeschlossenen Mitte,
ggf. öffentliche Betriebe, 
Genossenschaften oder 
andere Kollektivbetriebe

Verhältnis  
zu anderen 
Hegemonie-
projekten

populares Projekt,  
Überschneidungen zum 
fossilistisch-konservati­
ven Projekt, Werben um 
Teile des sozialdefensiven 
Projekts

Eliteprojekt mit sozialer 
Basis in Teilen der popu­
laren Klassen, fließende 
Übergänge zum reaktio­
nären Projekt, anderer­
seits teils Offenheit  
für gebremsten grünen  
Kapitalismus, paternalis­
tisches Verhältnis zum  
sozialdefensiven Projekt

populares Projekt,  
Offenheit gegenüber 
bzw. Überschneidungen 
mit anderen Projekten, 
bietet sich als Bündnis­
partner für andere  
Projekte an

Eliteprojekt mit sozialer 
Basis in Teilen der po­
pularen Klassen, muss 
für Hegemonie Unter­
stützung von weiteren 
Milieus bzw. Hegemo­
nieprojekten gewinnen 
(fossilistisch-konserva­
tives, sozialdefensives 
und sozialökologisches 
Projekt)

populares Projekt, stra­
tegische Anknüpfungs­
punkte in Richtung des 
sozialdefensiven und 
des grünkapitalistischen 
Projekts

* Darstellung angelehnt an Sander 2021



1

EINE STARKE  
PARTEI DIE LINKE 
IST MÖGLICH UND  
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ZEHN HERAUSFORDERUNGEN FÜR 
EINEN SOLIDARISCHEN AUFBRUCH 
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